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Stadt Langenau 
Stadtteil Hörvelsingen 
 
 

Begründung 
zum Bebauungsplan und zur Örtlichen Bauvorschrift  

„Südlicher Ortsrand  – 1. Änderung“ 
im Stadtteil Hörvelsingen 

 
 

1. Erfordernis der Planung 
Mit dem Bebauungsplan „Südlicher Ortsrand“ wurde das Areal der früheren landwirt-
schaftlichen Hofstelle Herwigstraße 20 neu geordnet und einer zeitgemäßen Bebauung 
zugeführt. Nun soll nach dem Neubau des Feuerwehrhauses östlich der Straße „Neuer 
Weg“ die bisherige Fläche des Feuerwehrhauses einer modernen Wohnnutzung mit 
Mehrfamilienhausbebauung zugeführt werden. Hierfür muss der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes „Südlicher Ortsrand“ neu abgegrenzt werden, da das bisherige Feu-
erwehrhaus auf der Grenze zwischen den Bebauungsplänen „Südlicher Ortsrand“ und 
„Südlicher Ortsrand II“ liegt. Diese Fläche wird zukünftig komplett im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes „Südlicher Ortsrand II“ liegen.  
 

2. Ziele und Zwecke der Planung 
Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Um-
nutzung der bisherigen Fläche des Feuerwehrhauses geschaffen werden. Hierfür wird 
der Geltungsbereich des Bebauungsplanes neu abgegrenzt und das Flst. 130 dem 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Südlicher Ortsrand II“ zugeschlagen. Außer-
dem wird die bisher als Dorfgebiet dargestellte Fläche des neuen Feuerwehrhauses 
östlich der Straße „Neuer Weg“ als Gemeinbedarfsfläche – Feuerwehr dargestellt. 
 

3. Inhalt der Planung 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 

Aufnahme der Gemeinbedarfsfläche – Feuerwehr östlich der Straße „Neuer Weg“ 
 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 
keine Änderung 
 

3.3 Überbaubare Grundstücksflächen 
keine Änderung 
 

3.4 Grünordnung 
keine Änderung 
 

3.5 Verkehrsplanung 
keine Änderung 

 
3.6 Baugestaltung 
 
3.6.1 Ausschluss von Hausgruppen 

 Um das derzeitige Baukörpergefüge fortzusetzen und ein aufgelockertes Erschei-
nungsbild zu erhalten, werden im MD1 nur Einzel- und Doppelhäuser zugelassen. Im 
MD2 soll eine verdichtete Bebauung ermöglicht werden, so dass hier auch Hausgrup-
pen zugelassen sind.  
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3.6.2 Gebäudehöhen 
 Die festgelegten Gebäudehöhen ermöglichen eine zweigeschossige Bebauung. 

Sie orientieren sich an den in der Umgebung bestehenden Gebäuden.  
 
3.6.3 Einfriedigungen und Stützmauern 

Um im öffentlichen Straßenbereich ein aufgelockertes Erscheinungsbild zu erhalten, 
sind Einfriedigungen und Stützmauern um mindestens 80 cm von der öffentlichen Flä-
che abzurücken und höhenmäßig auf 1 m begrenzt. Mit dem Abstandserfordernis sol-
len auch Mehrkosten bei späteren Unterhaltsmaßnahmen an öffentlichen Flächen ver-
mieden werden.  

 
3.6.4 Versorgungsleitungen 

Aus gestalterischen Gründen sind Versorgungsleitungen zu verkabeln. Eine oberirdi-
sche Verlegung hätte erhebliche negative Auswirkungen auf das von Süden weit ein-
sehbare Ortsbild.  

 
3.6.5 Zahl der Wohnungen 

Die vorhandene Bebauung im Umgebungsbereich des Plangebiets ist geprägt durch 
Ein- und Zweifamilienhäuser. Dieser durch lockere Bebauung geprägte Charakter soll 
durch massive Bebauungen mit Mehrfamilienhäusern nicht gestört werden. Die Zahl 
der Wohnungen wurde deshalb auf max. 3 pro Gebäude bei Einzelhausbebauung bzw. 
auf 2 je Doppelhaushälfte bei Doppelhausbebauung beschränkt. Lediglich im östlichen 
Bereich des Plangebiets im MD 2 soll eine verdichtete Bebauung mit max. 8 Wohnun-
gen je Einzelhaus, max. 2 Wohnungen je Doppelhaus und max. 2 Wohnungen je Rei-
henhaus ermöglicht werden.  

 
4. Vorbereitende Bauleitplanung 

Im Flächennutzungsplan ist der Planbereich als Misch- bzw. Dorfgebiet dargestellt (18. 
Fortschreibung).  Der Bebauungsplan ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt.  
 

5. Bestehende Rechtsverhältnisse 
Der Planbereich liegt derzeit im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Südlicher 
Ortsrand“. 
 

6. Plangebiet 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca.  
2,5 ha. Er wird begrenzt: 
im Norden:  Herwigstraße (Kreisstraße 7302) 
im Westen:  Westgrenze der Flst. 61, 53, 137/1 und 137  
im Süden:  Bebauungsplan „Südlicher Ortsrand II“, Nordgrenze der Flst.  

122, 123, 125, 126, 126/1 
im Osten:  Postgasse  
 

7. Auswirkungen der Planung 
 
7.1 Umweltprüfung 

Eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht sind nicht erforderlich (§ 13 Abs. 3 Satz 1 
BauGB). 
 

7.2 Erschließung 
Die Bebauungsplanänderung verursacht keine zusätzlichen Erschließungseinrichtun-
gen. 
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7.3 Ver- und Entsorgung 
Gegenüber dem ursprünglichen Bebauungsplan werden durch die Planänderung keine 
weiteren Ver- und Entsorgungseinrichtungen notwendig. 
 

7.4 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung  
Die Umsetzung des Bebauungsplanes stellt keinen naturschutzrechtlichen Eingriff dar 
(§ 1a Abs. 3 BauGB). 
 

8. Finanzierung 
Es fallen lediglich Kosten für das Bebauungsplanverfahren an, die durch die Stadt Lan-
genau zu tragen sind. Erschließungskosten fallen nicht an. 

 
 
Langenau, den 02.04.2026 
 
    DS 
Henning 
Bürgermeisterin 
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